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folgen verschieden sein, Und nicht alle Verbrechen werden 
z. B. mit individueller oder kollektiver Selbstverteidigung 
zu beantworten sein. Es wird sicher auch nicht in allen 
Fällen eine universelle Strafverfolgung der Täter ohne 
Rücksicht auf ihre staatliche Stellung, ihre Staatsangehö­
rigkeit usw. angenommen werden können. In diesem Zu­
sammenhang sind jedoch die Nürnberger Prinzipien sehr 
aktuell. Bei der Fixierung für Verbrechen sollte gesichert 
werden, daß die persönliche strafrechtliche Verantwortlich­
keit der Täter in geeigneter Weise in die möglichen Sank­
tionen für internationale Verbrechen aufgenommen und in 
diesem Zusammenhang erneut auch die Nichtverjährung 
der Verfolgungspflicht für besonders schwere internationale 
Verbrechen festgelegt wird.

Es ist bei der internationalen Kodifikation der Staaten­
verantwortlichkeit unerläßlich, den Aspekt der Nichtver­
jährung zu beachten, weil gerade das den besonders 
schweren Charakter der internationalen Verbrechen her­
vorhebt: ihren Massencharakter und die Tatsache, daß sie 
als staatlicher Hoheitsakt in Erscheinung treten. Auch so 
muß den Versuchen entgegengewirkt werden, solche Ver­
brechen zu verharmlosen, indem man sie „nationalisiert“, 
ihren völkerrechtlichen Charakter leugnet, bestenfalls ihren 
Wert für die Vergangenheit akzeptiert, ihre Bedeutung für 
die Gegenwart und Zukunft der internationalen Friedens­
sicherung aber leugnet.

*

Das sind nur einige Beispiele für die Wirkung und Bedeu­
tung der Nürnberger Prinzipien. Sie sind heute fester Be­

standteil des allgemeinen Völkerrechts und bestimmen 
seine progressive Weiterentwicklung mit.

Die Konvention über die Nichtanwendbarkeit der Ver­
jährungsfrist auf Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit vom 26. November 1968 (GBl. II1974 
Nr. 11 S. 185) sieht die Bedeutung der wirksamen Bestra­
fung dieser Verbrechen darin, daß sie „ein wichtiger 
Faktor bei der Verhütung solcher Verbrechen ... und bei 
der Förderung des Weltfriedens und der internationalen 
Sicherheit ist.“

Das ist die Kurzformel, auf die man die Bedeutung des 
Verbots der Verfolgungsverjährung bringen kann. Diese 
Forderung durchzusetzen bedarf genau solcher Anstren­
gungen und Kämpfe, wie sie zur fortschreitenden völker­
rechtlichen Normierung notwendig sind.
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Die Praxis zeigt, daß beim An- und Verkauf gebrauchter 
Konsumgüter sowohl zwischen Bürgern als auch zwischen 
dem gewerbsmäßigen Gebrauchtwarenhandel und Bürgern 
eine Reihe von Rechtsfragen auftreten. Sie betreffen in 
erster Linie die Preisbildung und die Garantieansprüche.

Die am 1. März 1979 in Kraft getretene AO über die 
Allgemeinen Bedingungen beim An- und Verkauf ge­
brauchter Konsumgüter vom 10. November 1978 (GBl. I 
Nr. 41 S. 449)1 hat gegenüber dem bisherigen Rechtszustand 
auf diesem Gebiet einige Änderungen mit sich gebracht. 
Gegenüber der außer Kraft getretenen AO über den 
Handel mit Gebrauchtwaren vom 8. November 1972 (GBl. II 
Nr. 70 S. 814), die hinsichtlich der Begriffsbestimmung für 
Gebrauchtwaren sowie hinsichtlich der Preisbildung auch 
auf die Kaufbeziehungen zwischen Bürgern Anwendung 
fand, gilt die neue AO gemäß § 1 nur noch für den ge­
werbsmäßigen An- und Verkauf gebrauchter Konsumgüter 
durch Verkaufseinrichtungen des Einzelhandels und ande­
rer Betriebe mit Einzelhandelsfunktion. Für den Kauf und 
Verkauf von Gebrauchtwaren zwischen Bürgern gelten 
demgemäß die allgemeinen Kaufrechtsbestimmungen des 
ZGB (vgl. § 133 Abs. 2 ZGB) mit der speziellen Garantie­
regelung in § 159 Abs. 2 ZGB. Daraus folgt, daß — im Unter­
schied zur bisherigen Rechtslage — die Preisbildung für 
gebrauchte Konsumgüter differenziert zu betrachten ist.

Zur Durchsetzung der sozialistischen Gesetzlichkeit beim 
An- und Verkauf gebrauchter Konsumgüter gehört in 
jedem Fall die strikte Beachtung der Preisbestimmungen. 
Gemäß §4 Abs. 1 der PreisAO Nr. 2025 — Verpflichtung 
zur Preisauszeichnung und zum Preisnachweis — vom 
10. Januar 1964 (GBl. II Nr. 12 S. 95) i. d. F. der ÄndAO

vom 5. Mai 1969 (GBl. II Nr. 40 S. 264) sind bei Verkaufs­
ankündigungen (Annoncen, Aushängen usw.) die dafür 
geforderten Preise anzugeben. Ohne Angabe des geforder­
ten Preises sind Verkaufsankündigungen (mit Ausnahme 
von Werbeanzeigen der Handelsbetriebe) von den Presse­
organen bzw. Annahmestellen zurückzuweisen.

Preisbildung beim gewerbsmäßigen An- und Verkauf 
von Gebrauchtwaren

Werden gebrauchte Konsumgüter durch Verkaufseinrich­
tungen des Einzelhandels aller Eigentumsformen angekauft 
oder verkauft, dann gelten als Gebrauchtwaren alle Kon­
sumgüter, die sich im Eigentum von Bürgern oder in 
Beständen gesellschaftlicher Bedarfsträger, Fundbüros und 
Nachlässen befinden oder befanden, und zwar unabhängig 
davon, ob diese Konsumgüter benutzt worden sind (§ 2 
Abs. 2 der AO). Nicht unter den Geltungsbereich der AO 
fallen dagegen nach § 2 Abs. 3 der AO Erzeugnisse, auf die 
die Bestimmungen des Edelmetallgesetzes vom 12. Juli 1973 
(GBl. I Nr. 33 S. 338) anzuwenden sind, gebrauchte Gegen­
stände mit Sammler- oder Kunstwert, Sekundärrohstoffe 
(wie Alttextilien und Altpapier) sowie Kraftfahrzeuge.

Für gewerbsmäßig angekaufte bzw. verkaufte ge­
brauchte Waren dürfen nur Verkaufspreise gefordert wer­
den, die dem Zeitwert entsprechen. Der Zeitwert ergibt sich 
aus dem Neuwert abzüglich der eingetretenen Wertmin­
derung und wird in seiner Höhe mitbestimmt durch die zur 
Zeit der Übernahme bestehende Nachfrage. Der Zeitwert 
darf . in der Regel 90 Prozent des Neuwerts nicht über­
steigen (§ 7 Abs. 1 der AO). Ausnahmen von dieser Regel 
sind insbesondere in folgenden Fällen möglich:

Erstens, wenn die angebotenen Waren zwar als Ge­
brauchtwaren gelten, eine Wertminderung aber praktisch 
nicht eingetreten ist, weil die Waren noch nicht alt und 
noch nicht benutzt worden (vielleicht sogar noch original­
verpackt) sind. In diesen Fällen kann der Zeitwert bis an 
den Neuwert heranreichen (§ 7 Abs. 1 und 2 der AO). Der 
Zeitwert einer Gebrauchtware darf aber den feststellbaren


